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(Nr. 2072.) Verordnung, betreffend Ausführungsbeſtimmungen zu der General-Akte der 
Brüſſeler Antiſklaverei⸗Konferenz. Vom 17. Februar 1893. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 


von Preußen ac. 


verordnen auf Grund des Geſetzes, betreffend die Rechtsverhältniſſe der deutſchen 
Schutzgebiete (Reichs⸗Geſetzbl. 1888 S. 75), für Deutſch⸗Oſtafrika zur Ausführung 
der Artikel L bis LIX der General⸗Akte der Brüſſeler Antiſklaverei⸗Konferenz 
vom 2. Juli 1890 Meichs⸗Geſetzbl. 1892 S. 605), im Namen des Reichs, 
was folgt: 

§. 1. 


Für das Verfahren gegen ein unter deutſcher Flagge fahrendes Schiff, 
welches gemäß Artikel XLIX der General⸗Akte von dem Befehlshaber eines 
fremden Kreuzers angehalten und in einen Hafen des Schutzgebiets geführt 
worden iſt, gelten die nachſtehenden Beſtimmungen: 


I. Unterſuchungsverfahren. 
§. 2. 

Die Unterſuchung des Falles erfolgt durch den zur Ausübung der Gerichts⸗ 
barkeit erſter Inſtanz für den Bezirk, in welchem der Hafen liegt, ermächtigten 
Beamten. 

SER 

Der Beamte hat das Schiff, ſobald es ihm überantwortet ift, zu beſichtigen 
und für Aufnahme eines Inventars, ſowie für Sicherung von Schiff, Schiffs⸗ 
papieren und Ladung Sorge zu tragen. 

Er hat mit möglichſter Beſchleunigung alle Thatſachen, welche für die 
Frage, ob ein Fall von mißbräuchlicher Flaggenführung oder von Sklavenhandel 
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vorliegt, von Bedeutung ſind, unter Aufnahme der erforderlichen Beweiſe feſt⸗ 
zuſtellen. 
§. 4. 

Gegen die Entſcheidung, daß ein Fall von mißbräuchlicher Flaggenführung 
vorliegt, ſteht dem Führer des angehaltenen Schiffes die ſofortige Beſchwerde zu, 
welche binnen einer Friſt von drei Tagen nach der Zuſtellung einzulegen iſt. 
Ueber die Beſchwerde entſcheidet der zur Ausübung der Gerichtsbarkeit zweiter 
Inſtanz ermächtigte Beamte. 

F. 5. 


Ergiebt die Unterſuchung, daß ein Fall von Sklavenhandel vorliegt, ſo iſt 
das Verfahren behufs Verurtheilung des Schiffes mittelſt Ueberweiſung an die 
Gerichtsbehörde erſter Inſtanz einzuleiten. In dem Beſchluſſe ſind, unter An⸗ 
führung der Beweismittel, die Thatſachen anzugeben, in welchen ein Fall von 
Sklavenhandel gefunden wird. 

sv 

Ergeht in Gemäßheit des Artikels LIII der General⸗Akte die Entſcheidung, 
daß das Schiff zu Unrecht angehalten worden ſei, ſo iſt hiermit die Feſtſetzung 
der dem Schiffe zukommenden Entſchädigung zu verbinden. Giebt der Offizier 
des fremden Kreuzers binnen dreier Tage nach der Zuſtellung die Erklärung ab, 
daß er ſich bei der Entſcheidung über die Rechtmäßigkeit der Anhaltung nicht 
beruhige, ſo iſt die Sache der Gerichtsbehörde erſter Inſtanz zu überweiſen. Im 
anderen Falle iſt das Schiff freizugeben. 


II. Spruchverfahren. 
N e 
Die Gerichtsbehörde, welcher die Sache überwieſen iſt, kann jederzeit die 
Vornahme weiterer Erhebungen veranlaſſen. 


$. 8. 

Die mündliche Verhandlung erfolgt unter Zuziehung von zwei Beiſitzern. 

Dieſelbe beginnt mit dem Vortrag eines Berichterſtatters. Hierauf werden 
der Offizier des fremden Kreuzers und der Führer des angehaltenen Schiffes mit 
ihren Ausführungen und Anträgen gehört. Auch in Abweſenheit des Offiziers 
ſowie des Schiffers kann zur Verhandlung geſchritten werden, falls der Aus⸗ 
gebliebene ordnungsmäßig geladen iſt. Das Urtheil wird mit der Verkündung 
rechtskräftig und ſoll dem Offizier und dem Schiffer zugeſtellt werden. 


III. Allgemeine Veſtimmungen. 


§. 9. 
Soweit ſich aus dieſer Verordnung nicht ein Anderes ergiebt, finden auf 
das Verfahren die Beſtimmungen entſprechende Anwendung, welche für das Ver- 
fahren in Strafſachen in Geltung ſind. 


. 


F. 10. 


Der Offizier des fremden Kreuzers hat Anſpruch auf Anweſenheit bei 
ſämmtlichen Vernehmungen und ſonſtigen zur Ermittelung des Thatbeſtandes er- 
folgenden Erhebungen. 

F. 11. 
Der Offizier des fremden Kreuzers und der Führer des angehaltenen 
Schiffes können ſich durch einen Bevollmächtigten vertreten laſſen. 

Kann eine Zuftellung an die im Abſatz 1 bezeichneten Perſonen nicht am 
Sitze der Gerichtsbehörde erſter Inſtanz bewirkt werden, ſo erfolgt ſie durch An⸗ 
heftung an die Gerichtstafel. Die Zuſtellung gilt als bewirkt mit dem Ablauf 
des zweiten Tages nach erfolgter Anheftung. 


F. 12. 

Die Beeidigung der Zeugen und Sachverſtändigen erfolgt bei der erſten 
Vernehmung. Ob der Führer und ſonſtige zur Beſatzung des angehaltenen 
Schiffes gehörige Perſonen zu beeidigen ſind, iſt nach freiem Ermeſſen zu beſtimmen. 

13. 

Das Verfahren iſt gebühren⸗ und ſtempelfrei. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 

Gegeben Schillig Rhede, den 17. Februar 1893 an Bord Meines Panzer- 
ſchiffes „König Wilhelm“. 


(L. S.) Wilhelm. 
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(Nr. 2073.) Bekanntmachung, betreffend Ergänzung der dem internationalen Uebereinkommen 
über den Eiſenbahnfrachtverkehr beigefügten Liſte. Vom 28. Februar 1893. 


n der dem internationalen Uebereinkommen über den Eiſenbahnfrachtverkehr 
vom 14. Oktober 1890 (Reichs⸗Geſetzbl. von 1892 S. 793) beigefügten Lifte 
der Eiſenbahnſtrecken, auf welche dieſes Uebereinkommen Anwendung findet, iſt 
in Ausführung des Artikels 58 des Uebereinkommens mit Wirkung vom 
7. März d. J. ab nachzutragen: 


Unter „Deutſchland. A. II. (Privateiſenbahnen unter eigener Ver⸗ 
waltung)“: 


62a. Ronsdorf Müngſtener Eiſenbahn. 
Berlin, den 28. Februar 1893. 


Der Reichskanzler. 
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